
Abschrift

Amtsgericht Köpenick
Az.: 14 C 101/20

Im Namen des Volkes

Urteil

In dem Rechtsstreit

f-\ , 12524 Berlin
- Kläger -

Prozessbevollmächtigter:
Rechtsanwalt Henrik Solf, Schönhauser Allee 48, 10437 Berlin, Gz.: 598/19/MietR/So

gegen

WoGeHe Wohnungsbaugesellschaft Hellersdorf mbH, vertreten durch d. Geschäftsführerin
Anne Keilholz, Werbellinstraße 12, 12053 Berlin, Gz.: 5233.00151.01
- Beklagte -

Prozessbevollmächtigter:
Rechtsanwalt Kai Wolters, Erich-Weinert-Straße 23, 10439 Berlin, Gz.: 60/20

n
hat das Amtsgericht Köpenick durch die Richterin Dr. Loth am 29.10.2020 aufgrund der mündli-

chen Verhandlung vom 24.09.2020 für Recht erkannt:

1. Die Beklagte wird verurteilt, an den Kläger 854,60 € nebst Zinsen in Höhe von 5 Prozent-

punkten über dem Basiszinssatz seit 04.05.2020 zu zahlen.

2. Die Beklagte hat die Kosten des Rechtsstreits zu tragen.

3. Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar. Die Beklagte kann die Vollstreckung des Klägers

durch Sicherheitsleistung in Höhe von 110 % des aufgrund des Urteils vollstreckbaren Be-

trags abwenden, wenn nicht der Kläger vor der Vollstreckung Sicherheit in Höhe von

110 % des zu vollstreckenden Betrags leistet.



14c 101/20 -Seite 2 -

Beschluss

Der Streitwert wird auf 854,60 € festgesetzt.

Tatbestand

Die Parteien streiten über die Wirksamkeit einer Mieterhöhung.

Die Parteien sind durch Mietvertrag miteinander verbunden. Der Kläger ist seit 2010 Mieter der

streitgegenständlichen Wohnung in der Venusstraße in 12524 Berlin, die Beklagte ist seit April

2019 Eigentümerin und Vermieterin in Rechtsnachfolge dieser Wohnung. Der Kläger begehrt die

Rückzahlung eines Teils der Nettokaltmiete für die Monate Mai 2019 bis Februar 2020.

Mit Schreiben vom 28.11.2016 kündigte die Rechtsvorgängerin der Beklagten, die Schönefeld

Wohnen GmbH & Co KG, Modernisierungsmaßnahmen im Haus Venusstraße an. Darin wur-

de unter anderem der Beginn und die voraussichtliche Dauer von Erhaltungs- und Modernisie-

rungsmaßnahmen mitgeteilt (Ziffer 2.4 des Schreibens). Weiter wurde unter Ziffer 4 angekündigt,

dass nach Abschluss der Baumaßnahmen die tatsächlich entstandenen Baukosten ermittelt und

die endgültigen umlagefähigen Modernisierungskosten berechnet würden, wobei auch anteilige In-

standsetzungsleistungen, welche der Vermieter zu tragen habe, ermittelt würden und der Mieter

eine präzise Aufstellung der umlagefähigen Kosten und die sich daraus ergebende Mieterhöhung

erhalten würde. Hinsichtlich des Inhalts des Schreibens wird auf Bl. 46 ff. d.A. verwiesen.

Nach Abschluss der Maßnahmen rechnete die beauftragte Firma über die durchgeführten Moder-

nisierungsmaßnahmen sowie über ebenfalls durchgeführte Instandsetzungsmaßnahmen mit

zwei separaten Schlussrechnungen vom 20.10.2017 ab.

Mit Mieterhöhungsschreiben der Schönefeld Wohnen GmbH & Co KG vom 27.12.2017 erhöhte

diese ab 1.3.18 die monatliche Nettokaltmiete um 85,46 €. Die darin angeführten Kosten für die

Modernisierungsmaßnahmen decken sich mit der Schlussrechnung über die durchgeführten Mo-

dernisierungsmaßnahmen. Das Mieterhöhungsscheiben enthält keine Hinweise hinsichtlich der

Höhe der abgerechneten Kosten der Instandsetzungsmaßnahmen. Hinsichtlich des Inhalts wird

auf Bl. 48 f. d.A. verwiesen. Den geltend gemachten Erhöhungsbetrag überwies der Kläger ab

Mai 2019 an die Beklagte.
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Der Kläger ist der Meinung, das Mieterhöhungsverlangen sei mangels Erläuterungen hinsichtlich

ersparter Instandhaltungskosten unwirksam. Der Kläger bestreitet zudem, dass die geltend ge-

machten Kosten für die Modernisierungsmaßnahmen tatsächlich angefallen seien. Der Kläger

behauptet, die Fassade sei vor den Baumaßnahmen über 30 Jahre nicht instandgesetzt worden

und erheblich schadhaft. Die durchgeführten Maßnahmen hätten zudem nicht zu einer Energie-

einsparung geführt, da sich der Energieverbrauch des Hauses nach Abschluss der Arbeiten nicht

verringert, sondern deutlich erhöht habe.

Der Kläger beantragt,

die Beklagte zu verurteilen an ihn 854,50 € nebst Zinsen in Höhe von fünf Prozentpunkten

über dem Basiszinssatz seit Rechtshängigkeit zu zählen.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Sie ist der Meinung, durch die Aufteilung der Modernisierungs- und Instandhaltungsmaßnahmen

in zwei separaten Rechnungen und die Berechnung der Mieterhöhung allein auf Basis der Ab-

rechnung der Modernisierungsmaßnahmen sei die Mieterhöhung jedenfalls formell rechtmäßig er-

klärt worden. Lediglich die geltend gemachten Kosten für Gerüst und Baustelle seien anteilig in

Höhe von 10% zu reduzieren, da diese ebenfalls im Rahmen der Instandsetzungsarbeiten ent-

standen seien. Die Beklagte Behauptet ferner, der Femwärmeverbrauch sei von 5.60,855 auf.

5.464,458 MWh gesunken.

Die Klage ist der Beklagten am 30.4.2020 zugestellt worden.

Entscheidungsgründe

Die Klage ist zulässig und begründet.

Der Beklagte hat gegen die Klägerin einen Anspruch auf Rückzahlung von 854,60 € aus § 812

Abs. 1 Satz 1 Var. 1 BGB.

Die Beklagte hat durch die Zahlung der Mietzinsen durch den Kläger einen Betrag in Höhe von

854,60 € ohne Rechtsgrund erlangt. Der Rechtsgrund liegt insbesondere nicht in der Mieterhö-

hung der Schönefeld Wohnen GmbH & Co. KG vom 27.12.2017.
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Eine wirksame Mieterhöhung im Sinne des § 559 BGB liegt nicht vor.

Ungeachtet der Frage, ob tatsächlich Modernisierungsmaßnahmen im Sinne des § 555b BGB

vorliegen, fehlt es bereits an der formellen Wirksamkeit des Mieterhöhungsverlangens. Eine Miet-

erhöhungserklärung, die nicht den formalen Voraussetzungen des § 559b Abs. 1 BGB genügt, ist

nichtig, vgl. Börstinghaus, in: Schmidt-Futterer, Mietrecht, 14. Aufl. 2019, § 559b BGB, Rn. 10.

An die formelle Wirksamkeit des Mieterhöhungsverlangens werden grundsätzlich keine überhöh-

ten Anforderungen gestellt. Vielmehr genügt es, wenn der Mieter den Grund und die Höhe der

Mieterhöhung anhand der Erläuterung als plausibel nachvollziehen kann.

Da Erhaltungskosten nicht zu den Modernisierungskosten gehören, muss der Vermieter in der

Erhöhungserklärung nachvollziehbar darlegen, welche Kosten er in welcher Höhe von den ange-

gebenen Gesamtkosten vorab als Instandsetzungskosten in Abzug gebracht hat, vgl. BGH, Urt. v.

17.12.2014 - VIII ZR 88/13, Rn 29. Fehlen solche Angaben, obwohl der Vermieter in der Moderni-

sierungsankündigung Abzüge für Instandsetzung in Aussicht gestellt hat, so kann die Modernisie-

rungsmieterhöhung insgesamt unwirksam sein. Zwar muss eine Mieterhöhung nicht stets eine

Mitteilung darüber enthalten, dass mangels Instandsetzungsbedarfs keine fiktiven Instandset-

zungskosten abzusetzen sind, da dies auf eine reine Förmelei hinausliefe. Anders liegt es aller-

dings, wenn es sich nach den konkreten Umständen aufdrängt, dass Erhaltungsmaßnahmen er-

forderlich waren und deswegen Abzüge nach § 559 Abs. 2 BGB vorzunehmen sind oder jeden-

falls ernsthaft in Betracht kommen, vgl. LG Berlin, Beschl. v. 20.07.2017 - 18 S 361/16.

Im vorliegenden Fall wurden neben den Modernisierungsmaßnahmen unstreitig auch Instandhal-

tungsmaßnahmen durchgeführt. Dass diese -wie die Beklagte vorträgt - nicht in den geltend ge-

machten Betrag der Modernisierungsmieterhöhung eingeflossen seien, führt zu keiner abwei-

chenden rechtlichen Beurteilung.

Ohne Erfolg verweist die Beklagte auf Entscheidungen des BGH vom 12.07.2018 und

25.09.2018, aus denen sich ableiten lasse, dass etwaige Fehler bei der Bemessung der Miet-

erhöhung nicht die formelle Rechtmäßigkeit, sondern allenfalls die materielle Rechtmäßigkeit des

Mieterhöhungsverlangens betreffe. In der Mieterhöhung, welche den Entscheidungen zugrunde

lag, hatte der dortige Vermieter unmissverständlich zum Ausdruck gebracht, dass er die streitge-

genständlichen Baumaßnahmen als reine Modernisierungsmaßnahmen ansehe und deshalb von

einem Abzug für Instandhaltungsaufwendungen abgesehen habe, vgl. BGH, Beschl. v.

12.06.2018 - VIII ZR 121/17, Rn. 15. So verhält es sich im vorliegenden Fall aber gerade nicht.

Nachdem die Rechtsvorgängerin der Beklagten in der Modernisierungsankündigung noch in Aus-
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sieht gestellt hat, die anteiligen Instandsetzungsleistungen und somit die endgültigen umlagefähi-

gen Modernisierungskosten zu ermitteln, erhält das Mieterhöhungsschreiben keinen Hinweis dar-

auf. Unter Berücksichtigung der vorherigen Ankündigung kann allerdings nicht davon ausgegan-

gen werden, dass die Rechtsvorgängerin der Beklagten die Baumaßnahmen als reine Moderni-

sierungsmaßnahmen angesehen habe, im Gegenteil.

Auch der Einwand, aufgrund der separaten Abrechnung der Modernisierung neben den Erhal-

tungsmaßnahmen bedürfe es keiner Erläuterung der Instandsetzung in der Mieterhöhung, greift

nicht durch. Denn § 559b BGB verlangt gerade eine nachvollziehbare Berechnung des Erhö-

hungsbetrages und eine hinreichende Erläuterung des Verteilerschlüssels. Dies ist dem Kläger

allerdings bei fehlenden Angaben zum Umfang und zur Höhe der Kosten der durchgeführten Er-

haltungsmaßnahmen gerade nicht möglich. Die Rechnung über die Instandhaltungsmaßnahmen

waren dem Mieterhöhungsschreiben auch nicht beigefügt. Ein Hinweis auf eine separate Abrech-

nung erfolgte trotz der Ankündigung der Ermittlung der anteiligen Instandsetzungsleistungen in

der Modernisierungsankündigung nicht. Insbesondere wenn einem Mieter von seinem Vermieter

mitgeteilt wurde, dass in dem Haus auch erhebliche Erhaltungsmaßnahmen durchgeführt wer-

den, ist eine Aufschlüsselung der Kosten geboten.

Ferner führt auch die aktuelle Entscheidung des BGH vom 17.06.2020 zum Az. VIII ZR 81/19 zu

keiner abweichenden rechtlichen Beurteilung. Es ist zwar zutreffend, dass es sich vorliegend

grundsätzlich um trennbare Baumaßnahmen handelt, die Beklagte verkennt allerdings, dass die

Mieterhöhungserklärung im vorliegenden Fall nicht i.S.d. § 139 BGB teilbar ist. Denn die formelle

Unwirksamkeit der Mieterhöhung bezieht sich vorliegend auf alle Baumaßnahmen. Anhaltspunkte,

dass es sich bei einzelnen Maßnahmen von vorneherein um keine Erhaltungsmaßnahme han-

delt, sind weder vorgetragen, noch ersichtlich.

Die Rückforderung ist auch nicht etwa wegen Kenntnis des Klägers ausgeschlossen. Ein An-

spruch auf Rückforderung scheitert gem. § 814 BGB bei positiver Kenntnis von der Nichtschuld.

Dabei ist es nicht ausreichend, wenn der Kläger Kenntnis von den Tatsachen hat, aus denen sich

das Fehlen einer rechtlichen Verpflichtung zur Zahlung ergibt. Er muss vielmehr positive Kenntnis

davon haben, nichts zu schulden. Bloße Zweifel genügen ebenso wenig wie eine grob fahrlässige

Unkenntnis, vgl. Börstinghaus, in: Schmidt-Futterer, Mietrecht, 14. Aufl. 2019, § 559b BGB, Rn.

10. Anhaltspunkte von der Kenntnis des Klägers wurden nicht vorgetragen.

Der Zinsanspruch folgt §§291, 288 Abs. 1.S. 2, 187,193 BGB.

Die Kostenentscheidung beruht auf § 91 ZPO. Die Entscheidung über die vorläufige Vollstreck-

p
Hervorheben



14c 101/20 -Seite 6 -

barkeit richtet sich nach § 708 Nr. 11, 711 ZPO

Rechtsmittelbelehrungen
Gegen diese Entscheidung kann Berufung eingelegt werden, wenn der Wert des Beschwerdegegenstandes
600,00 Eure übersteigt oder die Berufung vom Amtsgericht Köpenick zugelassen worden ist. Die Berufung muss
schriftlich durch eine Rechtsanwältin oder einen Rechtsanwalt beim Landgericht Berlin, Littenstraße 12-17,
10179 Berlin oder Tegeler Weg 17-21, 10589 Berlin innerhalb einer Notfrist von einem Monat eingelegt werden.
Die Berufungsschrift muss die Bezeichnung der angefochtenen Entscheidung und die Erklärung enthalten, dass
Berufung eingelegt wird. Sie ist von der Rechtsanwältin oder dem Rechtsanwalt zu unterschreiben. Die Frist be-
ginnt mit der Zustellung der vollständigen Entscheidung, spätestens mit Ablauf von fünf Monaten nach Verkün-
dung der Entscheidung, wenn die Entscheidung nicht zugestellt werden konnte. Die Berufungsschrift muss inner-
halb der Frist beim Landgericht Berlin eingegangen sein. Die Berufung ist, sofern nicht bereits in der Berufungs-
schrift erfolgt, innerhalb von zwei Monaten schriftlich zu begründen. Auch diese Frist beginnt mit der Zustellung der
vollständigen Entscheidung.
Gegen die Festsetzung des Streitwerts (für die Gebührenberechnung) kann Beschwerde eingelegt werden, wenn
der Wert des Beschwerdegegenstandes 200,00 € übersteigt oder die Beschwerde vom Amtsgericht Köpenick zu-
gelassen worden ist. Die Beschwerde ist beim Amtsgericht Köpenick, Mandrellaplatz 6, 12555 Berlin einzulegen,
entweder mündlich durch Erklärung zu Protokoll der Geschäftsstelle bei dem oben genannten Gericht oder bei je-
dem anderen Amtsgericht oder schriftlich durch Übersendung eines Schriftsatzes. Die Beschwerde ist innerhalb
von sechs Monaten einzulegen. Die Frist beginnt mit dem Eintreten der Rechtskraft der Entscheidung in der Haupt-
sache oder der anderweitigen Erledigung des Verfahrens. Ist der Streitwert später als einen Monat vor Ablauf der
sechsmonatigen Frist festgesetzt worden, kann die Beschwerde noch innerhalb eines Monats nach Zustellung
oder formloser Mitteilung des Festsetzungsbeschlusses eingelegt werden. Im Fall der formlosen Mitteilung gilt
der Beschluss mit dem dritten Tag nach Aufgabe zur Post als bekannt gemacht. Eine anwaltliche Vertretung ist
nicht erforderlich.
Die Schriftform kann nur unter besonderen Voraussetzungen auch durch Übermittlung elektronischer Dokumen-
te (nicht aber durch einfache E-Mail-Übersendung) eingehalten werden. Die Einzelheiten sind auf der Internetsei-
te www herlin de/Rrv abrufbar.

Dr. Loth
Richterin

Verkündet am 29.10.2020

Wekel, JBesch
als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle


